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Antrag 

der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, Prof. Dr. Winfried 
Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Petra Guttenberger, 
Dr. Alexander Dietrich, Dr. Stephan Oetzinger, Martin Stock, Karl Straub, Peter 
Wachler und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck, Martin Behringer, Dr. Martin 
Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael Koller, Nikolaus 
Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Katharina Schulze, Johannes Becher, Jürgen Mistol, Ludwig Hartmann, Claudia 
Köhler, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

Florian von Brunn, Dr. Simone Strohmayr, Holger Grießhammer, Volkmar 
Halbleib, Ruth Müller, Anna Rasehorn, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, 
Horst Arnold, Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine 
Gross, Doris Rauscher, Harry Scheuenstuhl, Ruth Waldmann, Katja Weitzel und 
Fraktion (SPD) 

zur Änderung der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 1 

Die Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag (BayLTGeschO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. August 2009 (GVBl. S. 420, BayRS 1100-3-I), die 
zuletzt durch Beschluss des Bayerischen Landtags vom 30. Oktober 2023 (GVBl. 
S. 620) und durch Beschluss des Bayerischen Landtags vom 15. November 2023 
(GVBl. S. 622) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Die Angabe zu § 48 wird wie folgt gefasst:  

„§ 48 Bestellungen und Wahlen für Gremien außerhalb des Landtags“.  

b) Die Angaben zu den §§ 115 bis 120 werden durch folgende Angaben ersetzt:  

„§ 115 Verweisung zur Sache, Wortentziehung  

§ 116 Ordnungsruf, Wortentziehung  

§ 116a Ordnungsgeld  

§ 117 Sitzungsausschluss  

§ 118 Einspruch gegen Ordnungsruf, Wortentziehung und Ordnungsgeld 

§ 119 Einspruch gegen den Ausschluss vom weiteren Verlauf der Sitzung  

§ 120 Folgen des Sitzungsausschlusses“.  



Drucksache  19/2786 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 2 

 

2. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Den Vorsitz führt das am längsten dem Bayerischen Landtag angehörende Mit-
glied; falls dieses ablehnt oder verhindert ist, das Mitglied, das an Zugehörigkeits-
jahren am nächsten kommt und hierzu bereit ist (Alterspräsidentin oder Alterspräsi-
dent); bei gleicher Dauer der Zugehörigkeit zum Landtag entscheidet das höhere 
Lebensalter.“  

3. § 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„2Der Landtag bestellt einmalig die Mitglieder des Zwischenausschusses und 
die gleiche Anzahl von Stellvertreterinnen und Stellvertretern nach dem Vor-
schlag der Fraktionen.“  

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:  

„3Stellvertretung ist innerhalb der für die Fraktionen bestellten Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter unbeschränkt und jederzeit zulässig.“  

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.  

4. In § 33 Satz 3 wird das Wort „Wahlperiode“ durch das Wort „Legislaturperiode“ er-
setzt.  

5. In § 34 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Wahlperiode“ durch das Wort „Legislaturperi-
ode“ ersetzt.  

6. In § 39 Satz 1 wird die Angabe „Art. 33 BayDSG“ durch die Angabe „Art. 17 
BayDSG“ ersetzt.  

7. § 48 wird wie folgt geändert:  

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 48 

Bestellungen und Wahlen für Gremien außerhalb des Landtags“. 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „bestellen“ die Wörter „beziehungsweise 
zu wählen“ eingefügt und die Wörter „die Bestellung“ durch das Wort „dies“ 
ersetzt.  

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„2Soweit solche Vorschriften fehlen, bestellt beziehungsweise wählt der 
Landtag die Personen auf Vorschlag der Fraktionen nach dem Sainte-
Laguë/Schepers-Verfahren.“  

c) In Abs. 2 werden die Wörter „die Bestellungen“ durch die Wörter „das Ergebnis“ 
ersetzt.  

8. In § 53 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „ , wenn sachliche Änderungen der Geset-
zesvorlage nicht beschlossen sind oder nicht eine Fraktion oder 20 Mitglieder des 
Landtags widersprechen“ gestrichen.  

9. In § 77 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Nr. 3 wird jeweils das Wort „Wahlperiode“ durch das 
Wort „Legislaturperiode“ ersetzt.  

10. In § 105 Abs. 1, in der Überschrift zu § 108, in § 108 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und 3 
und Abs. 3 Satz 1, § 131 Nr. 6, § 156 Abs. 1 und § 159 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 und 3 
und Abs. 4 wird jeweils das Wort „Rednerliste“ durch das Wort „Redeliste“ ersetzt.  

11. § 111 Abs. 4 wird wie folgt geändert:  

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:  

„2Zwischenbemerkungen sind bis zum Schluss des Debattenbeitrags anzumel-
den.“  

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden die Sätze 3 bis 7. 
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12. Die Überschrift des § 115 wird wie folgt gefasst:  

„§ 115 

Verweisung zur Sache, Wortentziehung“. 

13. Die §§ 116 bis 120 werden durch die folgenden §§ 116 bis 120 ersetzt:  

„§ 116 

Ordnungsruf, Wortentziehung 

(1) 1Die Präsidentin oder der Präsident kann ein Mitglied des Landtags, wenn 
es die Ordnung oder die Würde des Landtags verletzt, mit Nennung des Namens 
zur Ordnung rufen. 2Dies kann auch in der nächstfolgenden Sitzung geschehen, 
wenn die Präsidentin oder der Präsident sich dies vorbehalten hat. 3Der Ordnungs-
ruf und der Anlass hierzu dürfen von den nachfolgenden Rednerinnen und Rednern 
nicht behandelt werden.  

(2) 1Verletzt ein Mitglied des Landtags nach einem bereits erfolgten Ordnungs-
ruf während desselben Beratungsgegenstands erneut die Ordnung oder die Würde 
des Landtags, so kann ihm die Präsidentin oder der Präsident das Wort entziehen 
und darf es ihm in derselben Aussprache nicht wieder erteilen. 2Die Wortentziehung 
kann mit der Festsetzung eines Ordnungsgelds gemäß § 116a verbunden werden, 
wenn sich die Präsidentin oder der Präsident dies entsprechend vorbehält oder zu 
diesem Zweck die Sitzung zum Zusammentritt des Präsidiums unterbrochen wird.  

 

§ 116a 

Ordnungsgeld 

(1) 1Wegen einer erheblichen Verletzung der Ordnung oder der Würde des 
Landtags durch ein Mitglied des Landtags im Rahmen einer Sitzung oder einer Sit-
zungsfolge der Vollversammlung kann die Präsidentin oder der Präsident die Sit-
zung unterbrechen und das Präsidium einberufen, das nach entsprechender Bera-
tung ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 2 000 € festsetzen kann, ungeachtet 
dessen, ob zuvor ein Ordnungsruf ergangen ist. 2Im Wiederholungsfall erhöht sich 
das Ordnungsgeld auf bis zu 4 000 €. 3Ein Wiederholungsfall im Sinne von Satz 2 
liegt vor, wenn gegenüber dem Mitglied des Landtags innerhalb derselben Sitzung 
oder Sitzungsfolge bereits ein Ordnungsgeld festgesetzt wurde. 4Nach Wiederauf-
nahme der Sitzung gibt die Präsidentin oder der Präsident die Entscheidung des 
Präsidiums bekannt. 5Die Bekanntgabe der Verhängung des Ordnungsgelds kann 
auch in der nächstfolgenden Sitzung geschehen, wenn die Präsidentin oder der 
Präsident sich dies in der Sitzung vorbehalten hat und das Präsidium sich in der 
Zwischenzeit beraten und eine entsprechende Entscheidung getroffen hat. 6§ 116 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.  

(2) Die Erheblichkeit der Verletzung der Ordnung oder der Würde des Landtags 
kann auch in einer Wiederholung von Störungen liegen, die für sich betrachtet als 
einzelne Handlung, Maßnahme oder Äußerung die Erheblichkeitsschwelle nicht 
überschreiten würden.  

 

§ 117 

Sitzungsausschluss 

(1) 1Bei einem besonders schweren Verstoß gegen die Ordnung oder die Würde 
des Landtags kann die Präsidentin oder der Präsident die Sitzung unterbrechen und 
das Präsidium einberufen, das nach entsprechender Beratung entscheiden kann, 
dass ein Mitglied des Landtags, auch ohne dass zuvor ein Ordnungsruf ergangen 
oder ein Ordnungsgeld festgesetzt worden ist, für die Dauer der Sitzung aus dem 
Saal zu verweisen ist. 2Das Präsidium kann den Sitzungsausschluss mit der Fest-
setzung eines Ordnungsgelds in Höhe von bis zu 4 000 € verbinden. 3Bei der Be-
messung des Ordnungsgelds können auch wiederholte Störungen herangezogen 
werden, die für sich betrachtet als vorangegangene einzelne Handlung, Maßnahme 
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oder Äußerung die Erheblichkeitsschwelle nicht überschritten haben. 4Nach Wie-
deraufnahme der Sitzung gibt die Präsidentin oder der Präsident die Entscheidung 
des Präsidiums bekannt. 5§ 116 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 6Das ausgeschlos-
sene Mitglied des Landtags hat nach Bekanntgabe der Entscheidung des Präsidi-
ums und entsprechender Aufforderung durch die Präsidentin oder den Präsidenten 
den Saal unverzüglich zu verlassen.  

(2) Wird dieser Aufforderung keine Folge geleistet, so unterbricht die Präsiden-
tin oder der Präsident erneut die Sitzung und beruft sofort das Präsidium ein, das 
über etwaige weitere Maßnahmen berät.  

(3) 1Nach Wiederaufnahme der Sitzung durch die Präsidentin oder den Präsi-
denten kann die Vollversammlung auf Empfehlung des Präsidiums das Mitglied des 
Landtags ohne Beratung von der Teilnahme an höchstens zehn weiteren Sitzungen 
der Vollversammlung und Sitzungen weiterer Gremien des Landtags ausschließen. 
2Ein solcher Beschluss bedarf einer Zweidrittelmehrheit. 3§ 116 Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend.  

 

§ 118 

Einspruch gegen Ordnungsruf, Wortentziehung und Ordnungsgeld 

(1) Ist gemäß § 115 oder § 116 einem Mitglied des Landtags das Wort entzogen 
worden, so entscheidet auf Einspruch der Rednerin oder des Redners durch Zuruf 
zur Präsidentin oder zum Präsidenten die Vollversammlung sofort über die Berech-
tigung des Einspruchs.  

(2) 1Ein Mitglied des Landtags kann gegen einen Ordnungsruf oder die Festset-
zung eines Ordnungsgelds gemäß Art. 4a Abs. 1 BayAbgG Einspruch binnen einer 
Woche schriftlich oder in elektronischer Form gegenüber der Präsidentin oder dem 
Präsidenten einlegen. 2Über den Einspruch entscheidet der Ältestenrat endgültig. 
3Er kann die Maßnahme aufheben oder mildern.  

 

§ 119 

Einspruch gegen den Ausschluss vom weiteren Verlauf der Sitzung 

(1) 1Gegen den Ausschluss vom weiteren Verlauf der Sitzung nach Maßgabe 
von § 117 Abs. 1 steht dem betreffenden Mitglied des Landtags der Einspruch zu. 
2Der Einspruch kann entweder sofort durch Zuruf zur Präsidentin oder zum Präsi-
denten erfolgen oder nachträglich binnen einer Woche schriftlich oder in elektroni-
scher Form gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten eingelegt werden.  

(2) 1Erfolgt der Einspruch durch Zuruf zur Präsidentin oder zum Präsidenten, so 
muss über ihn sofort entschieden werden. 2Die Präsidentin oder der Präsident hat 
zu diesem Zweck die Sitzung zu unterbrechen und den Ältestenrat einzuberufen. 
3Dieser berät über den Einspruch und gibt der Vollversammlung eine Empfehlung. 
4Das betroffene Mitglied des Landtags sowie die Mitglieder des Präsidiums, die bei 
der Entscheidung über den Ausschluss von der Sitzung beteiligt waren, haben An-
spruch, vom Ältestenrat vor dessen Entscheidung gehört zu werden. 5Die Vollver-
sammlung entscheidet über den Einspruch ohne Beratung vor Wiedereintritt in die 
Tagesordnung.  

(3) 1Wird der Einspruch nachträglich schriftlich oder in elektronischer Form ein-
gelegt, entscheidet der Ältestenrat endgültig. 2Abs. 2 Satz 4 findet Anwendung. 3Die 
Präsidentin oder der Präsident gibt die Entscheidung des Ältestenrats der Vollver-
sammlung bekannt.  

 

§ 120 

Folgen des Sitzungsausschlusses 

(1) 1Soweit nach § 117 ein Mitglied des Landtags aus einer oder mehreren Sit-
zungen der Vollversammlung ausgeschlossen worden ist, ruhen während der Zeit 
des Ausschlusses seine Rechte als Mitglied des Landtags innerhalb des Hauses 
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mit Ausnahme des Rechts der Teilnahme an Sitzungen seiner Fraktion und deren 
Gremien. 2Das Ruhen gilt auch für Sitzungen, die außerhalb des Hauses stattfin-
den.  

(2) 1Das betroffene Mitglied gilt nicht als entschuldigt. 2Eine Kürzung der Kos-
tenpauschale nach Art. 7 BayAbgG bleibt unberührt.“  

14. § 126 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:  

„(4) Soweit über Anträge im Rahmen einer Gesamtabstimmung nach § 59 
Abs. 7 abgestimmt wird, werden der Abstimmung die Voten der Fraktionen in der 
Ausschussberatung entsprechend den Bestimmungen der Abs. 2 und 3 zu Grunde 
gelegt.“  

15. § 130 wird wie folgt geändert:  

a) Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 1 vorangestellt:  

„(1) Die namentliche Abstimmung erfolgt grundsätzlich in elektronischer 
Form.“  

b) Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2 und Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Sofern eine namentliche Abstimmung nicht in elektronischer Form durchge-
führt werden kann, erfolgt diese, indem die Mitglieder des Landtags die amtli-
che, ihren Namen tragende und mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ gekennzeich-
nete Stimmkarte einer Schriftführerin oder einem Schriftführer oder einer Mitar-
beiterin oder einem Mitarbeiter des Landtagsamts übergeben, die die Stimm-
karten in die dafür bereitgestellten Urnen legen.“  

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.  

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wie folgt gefasst:  

„(4) 1Für die Durchführung der namentlichen Abstimmung in elektronischer 
Form stehen drei Minuten zur Verfügung. 2Folgen direkt im Anschluss weitere 
namentliche Abstimmungen in elektronischer Form, stehen für deren Durchfüh-
rung jeweils zwei Minuten zur Verfügung. 3Für die Durchführung der namentli-
chen Abstimmung in nicht-elektronischer Form stehen fünf Minuten zur Verfü-
gung. 4Folgen direkt im Anschluss weitere namentliche Abstimmungen in nicht-
elektronischer Form, stehen für deren Durchführung jeweils drei Minuten zur 
Verfügung. 5Die Präsidentin oder der Präsident kann die Frist zur Stimmabgabe 
verlängern oder verkürzen. 6Nach Beendigung des Abstimmungsvorgangs stellt 
das amtierende Präsidium das Ergebnis fest, das die Präsidentin oder der Prä-
sident verkündet.“  

16. In § 132 wird Abs. 2 durch die folgenden Abs. 2 und 3 ersetzt:  

„(2) 1Wird das Ergebnis einer in elektronischer Form durchgeführten namentli-
chen Abstimmung in dieser Weise bestritten, so wird die Abstimmung in nicht-elekt-
ronischer Form wiederholt. 2Wird auch dieses Ergebnis in dieser Weise bestritten, 
so werden die Stimmkarten durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Land-
tagsamts in einen Umschlag gegeben, der im Beisein der Schriftführerinnen und 
Schriftführer verschlossen wird. 3In einer sofort einzuberufenden Sitzung des Ältes-
tenrats werden die Stimmkarten erneut gezählt. 4Der Ältestenrat stellt das Ergebnis 
fest, das die Präsidentin oder der Präsident nach Wiederaufnahme der Sitzung ver-
kündet.  

(3) 1Wird das Ergebnis einer in nicht-elektronischer Form durchgeführten na-
mentlichen Abstimmung in dieser Weise bestritten, so werden die Stimmkarten 
durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landtagsamts in einen Umschlag gege-
ben, der im Beisein der Schriftführerinnen und Schriftführer verschlossen wird. 
2Abs. 2 Satz 3 und 4 findet Anwendung.“  
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17. § 140a Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nach Nr. 2 wird folgende Nr. 3 eingefügt:  

„3. Vertreterinnen und Vertreter des Bayerischen Obersten Rechnungshofs, 
des Landesamts für Datenschutzaufsicht und des Bayerischen Landesbe-
auftragten für den Datenschutz,“.  

b) Die bisherigen Nrn. 3 bis 6 werden die Nrn. 4 bis 7.  

18. § 165 Abs. 2 wird durch die folgenden Abs. 2 bis 8 ersetzt:  

„(2) 1Die oder der Vorsitzende verweist eine Rednerin oder einen Redner, die 
oder der vom Beratungsgegenstand abschweift, zur Sache. 2Ist eine Rednerin oder 
ein Redner während derselben Rede drei Mal zur Sache verwiesen und beim zwei-
ten Ruf auf die möglichen Folgen des dritten hingewiesen worden, so kann die oder 
der Vorsitzende dieser Rednerin oder diesem Redner das Wort entziehen. 3§ 115 
Abs. 2 gilt entsprechend.  

(3) 1Die oder der Vorsitzende kann ein Mitglied des Landtags, wenn es die Ord-
nung oder die Würde des Landtags verletzt, mit Nennung des Namens zur Ordnung 
rufen. 2Verletzt ein Mitglied des Landtags nach einem bereits erfolgten Ordnungsruf 
während desselben Beratungsgegenstands erneut die Ordnung oder die Würde des 
Landtags, so kann die oder der Vorsitzende dieser Rednerin oder diesem Redner 
das Wort entziehen. 3§ 115 Abs. 2 und § 116 Abs. 1 Satz 2 gelten entsprechend.  

(4) 1Bei einem besonders schweren Verstoß gegen die Ordnung oder die Würde 
des Landtags kann die oder der Vorsitzende nach Einholung einer Empfehlung der 
Präsidentin oder des Präsidenten ein Mitglied des Landtags, auch ohne dass zuvor 
ein Ordnungsruf ergangen ist, für die Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. 
2Zur Einholung der Empfehlung der Präsidentin oder des Präsidenten wird die Sit-
zung unterbrochen. 3Das betroffene Mitglied des Landtags sowie die oder der Vor-
sitzende haben Anspruch, von der Präsidentin oder dem Präsidenten vor Abgabe 
der Einschätzung gehört zu werden. 4§ 117 Abs. 1 Satz 5 und 6, Abs. 2 gilt entspre-
chend.  

(5) 1Die oder der Vorsitzende kann gegenüber der Präsidentin oder dem Präsi-
denten beantragen, dass das Präsidium eine erhebliche Verletzung der Ordnung 
oder der Würde des Landtags während einer Ausschusssitzung mit einem Ord-
nungsgeld in Höhe von bis zu 2 000 € ahndet, unabhängig davon, ob wegen dieser 
Verletzung ein Ordnungsruf oder ein Sitzungsausschluss ausgesprochen wurde. 
2Das Ordnungsgeld erhöht sich auf bis zu 4 000 €, wenn das Mitglied des Landtags 
innerhalb derselben Sitzung die Ordnung oder die Würde des Landtags wiederholt 
erheblich verletzt hat. 3§ 118 Abs. 2 gilt entsprechend. 4Die oder der Vorsitzende 
hat die Beantragung eines Ordnungsgelds während der Sitzung dem betroffenen 
Mitglied anzukündigen.  

(6) Ist gemäß Abs. 2 oder Abs. 3 einem Mitglied des Landtags das Wort entzo-
gen worden, so entscheidet auf Einspruch der Rednerin oder des Redners durch 
Zuruf zur oder zum Vorsitzenden der Ausschuss sofort über die Berechtigung des 
Einspruchs.  

(7) Für den Einspruch gegen einen Ordnungsruf gilt § 118 Abs. 2 entsprechend. 

(8) 1Gegen den Ausschluss vom weiteren Verlauf der Sitzung nach Maßgabe 
des Abs. 4 steht dem betreffenden Mitglied des Landtags der Einspruch zu. 2Der 
Einspruch kann entweder sofort durch Zuruf zur oder zum Vorsitzenden erfolgen 
oder nachträglich binnen einer Woche schriftlich oder in elektronischer Form ge-
genüber der Präsidentin oder dem Präsidenten eingelegt werden. 3Erfolgt der Ein-
spruch durch Zuruf zur oder zum Vorsitzenden, entscheidet der Ausschuss über 
den Einspruch ohne Beratung vor Wiedereintritt in die Tagesordnung; die oder der 
Vorsitzende gibt die Entscheidung bekannt. 4Wird der Einspruch nachträglich 
schriftlich oder in elektronischer Form eingelegt, entscheidet der Ältestenrat end-
gültig. 5§ 119 Abs. 2 Satz 4 findet entsprechende Anwendung.“  
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19. § 183 wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben.  

b) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„2Erfolgt innerhalb einer Korrekturfrist von drei Werktagen keine Rückmeldung, 
gilt die Niederschrift als genehmigt.“  

20. Anlage 1 wird wie folgt geändert:  

a) Teil I wird wie folgt geändert:  

aa) In Nr. 2.1.2 wird die Angabe „32“ durch die Angabe „29“ ersetzt.  

bb) In Nr. 2.2.1 wird die Angabe „54“ durch die Angabe „51“ ersetzt.  

cc) In Nr. 2.2.2 wird die Angabe „32“ durch die Angabe „29“ ersetzt.  

dd) In Nr. 2.3.2 wird die Angabe „32“ durch die Angabe „29“ ersetzt.  

ee) In Nr. 2.4 wird die Angabe „73“ durch die Angabe „51“ ersetzt.  

ff) In Nr. 2.5 wird die Angabe „32“ durch die Angabe „29“ ersetzt.  

gg) In Nr. 2.6.2 wird die Angabe „137“ durch die Angabe „118“ und die Angabe 
„23“ durch die Angabe „24“ ersetzt.  

hh) In Nr. 2.7.2 wird die Angabe „32“ durch die Angabe „29“ ersetzt.  

ii) In Nr. 4.1 wird die Angabe „32“ durch die Angabe „29“ ersetzt.  

jj) Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Redezeitverteilung:  

Die jeweils festgelegten Gesamtredezeiten verteilen sich nach den in 
Nummer I.1 aufgestellten Kriterien wie folgt auf die einzelnen Fraktionen  

(Angabe in Minuten): 

Gesamtredezeit CSU FW AfD GRÜ SPD 

29 9 6 5 5 4 

51 16 10 9 9 7 

 

Bei Dringlichkeitsanträgen: 

Gesamtredezeit CSU FW AfD GRÜ SPD 

118 32 23 22 22 19“. 

 
b) Teil II wird wie folgt gefasst:  

„II. Aktuelle Stunde  

Bei Aktuellen Stunden gilt für die Verteilung der Anzahl der Rednerinnen und 
Redner auf die Fraktionen folgendes Verhältnis: 

CSU FW AfD GRÜ SPD 

4 2 2 2 1“. 

21. In Nr. 4 der Anlage 3 (zu § 92) wird das Wort „vierteljährlichem“ durch das Wort 
„halbjährlichem“ ersetzt.  

 

§ 2 

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt zum ………. in Kraft. 
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Begründung:  

Zu Nr. 1:  

Anpassung der Inhaltsübersicht  

Zu Nr. 2:  

Wie im Deutschen Bundestag soll das Mitglied mit der längsten Landtagszugehörigkeit 
die Aufgabe der sogenannten Alterspräsidentin bzw. des sogenannten Alterspräsiden-
ten übernehmen.  

Zu Nr. 3:  

Im Zwischenausschuss soll freie Stellvertretung möglich sein.  

Zu Nrn. 4, 5 und 9:  

In § 1 ist die Wahlperiode mit dem Wort „Legislaturperiode“ legaldefiniert. Daher soll in 
der Geschäftsordnung durchgängig das Wort „Legislaturperiode“ verwendet werden. Es 
handelt sich dabei um eine rein redaktionelle Änderung.  

Zu Nr. 6:  

Die Gesetzesangabe ist zu berichtigen, um einen korrekten Normverweis in das Baye-
rische Datenschutzgesetz sicherzustellen.  

Zu Nr. 7:  

Bereits bisher wurde § 48 auch für die Fälle analog angewandt, in denen die Vollver-
sammlung Personen für eine Entsendung in Gremien außerhalb des Landtags gewählt 
hat. Diese gute und bewährte parlamentarische Praxis wird nun textlich nachvollzogen.  

Zu Nr. 8:  

Es soll klargestellt werden, dass sich eine Dritte Lesung, soweit sie beantragt wurde, 
an die Zweite Lesung anschließt.  

Zu Nr. 10:  

Es handelt sich um eine rein redaktionelle Änderung für eine geschlechtsneutrale For-
mulierung.  

Zu Nr. 11:  

Gemäß einer Entscheidung des Ältestenrats sind Zwischenbemerkungen ab Beginn der 
Aussprache, aber nur bis zum Abschluss eines Redebeitrags möglich. Diese zeitliche 
Begrenzung der Anmeldung von Zwischenbemerkungen ist inzwischen fest etablierte 
parlamentarische Praxis und wird nun in der Geschäftsordnung explizit verankert.  

Zu Nrn. 12 und 13:  

Mit Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes (BayAbgG) wird eine neue Sys-
tematik für Ordnungsmaßnahmen gesetzlich angelegt. Diese neue Systematik, die nun 
auch das Instrument des Ordnungsgelds umfasst, wird in der Geschäftsordnung abge-
bildet und verankert. Es ergibt sich nun ein Instrumentarium mit Ordnungsruf, Wortent-
ziehung, Ordnungsgeld, Verweisung aus dem Sitzungsaal und Ausschluss für weitere 
Sitzungen von Gremien des Landtags.  

Die Wortergreifung ohne Worterteilung fällt dabei unter den Begriff der Ordnung, per-
sönlich verletzende Ausführungen können unter die Verletzung der Ordnung sowie un-
ter die Verletzung der Würde des Landtags subsumiert werden, abhängig von der kon-
kreten Ausgestaltung.  

Der Begriff des besonders schweren Verstoßes meint auch andauernde und fortlau-
fende Störungen auf niederschwelligerem Niveau innerhalb einer laufenden Sitzung.  

Zu Nr. 14:  

Die bereits langjährig geübte Praxis wird nun in der Geschäftsordnung nachvollzogen.  

Zu Nrn. 15 und 16:  

Der Landtag arbeitet auf technisch den heutigen Anforderungen entsprechendem 
Stand. Dazu wurde auch der Plenarsaal so ertüchtigt, dass nun namentliche Abstim-
mungen im Regelfall elektronisch von den jeweiligen Sitzplätzen aus durchgeführt wer-
den können. Die bisherige Möglichkeit, namentliche Abstimmungen mit Stimmkarte 
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durchzuführen, bleibt erhalten, insbesondere für die Auflösung von Zweifelsfällen. Die 
Geschäftsordnung trägt diesem neuen Stand der Technik Rechnung.  

Zu Nr. 17:  

Vertreterinnen und Vertreter des Bayerischen Obersten Rechnungshofs, des Bayeri-
schen Landesamts für Datenschutzaufsicht sowie des Bayerischen Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz erhalten nun ebenfalls die Möglichkeit, durch Zuschaltung per 
Videokonferenztechnik an Sitzungen eines Ausschusses teilzunehmen. Dies war bisher 
aufgrund eines redaktionellen Versehens nicht der Fall.  

Zu Nr. 18:  

Das neue System der Ordnungsmaßnahmen soll auch im Verfahren der Ausschüsse 
verankert werden. In seiner neugefassten Form soll § 165 eine einfach zu handhabende 
Grundlage für die Anwendung durch die Ausschussvorsitzenden bieten. Auch hier kom-
men die Ordnungsmaßnahmen der Verweisung zur Sache, des Ordnungsrufs, des Sit-
zungsausschlusses sowie der Verhängung eines Ordnungsgelds in Betracht.  

Zu Nr. 19:  

Bereits mit dem Beschluss des Ältestenrats vom 4. Dezember 2019 wurde festgelegt, 
dass die Entwürfe der Niederschriften von den betroffenen Rednerinnen und Rednern 
nicht mehr am Ende durch Unterschrift bestätigt werden müssen. Außerdem gilt eine 
Genehmigungsfiktion, wenn innerhalb der Korrekturfrist von drei Werktagen keine Be-
richtigungen mitgeteilt werden. Diese Vereinfachungen haben sich in der parlamentari-
schen Praxis bewährt und werden nun in der Geschäftsordnung festgeschrieben. 

Zu Nr. 20:  

In der 19. Legislaturperiode gibt es im Landtag nunmehr fünf Fraktionen. Die Änderun-
gen der Redezeiten und der Anzahl der Rednerinnen und Redner in der Aktuellen 
Stunde in der Anlage 1 tragen dieser neuen Zusammensetzung Rechnung. Die auch in 
der Anlage 1 verankerte Systematik zur Ermittlung der Redeanteile bleibt unverändert.  

Zu Nr. 21:  

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung/Entbürokratisierung wird die vierteljährli-
che Immunitätsberichterstattung auf eine halbjährliche umgestellt. Der Bericht löst ei-
nen nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand bei der Staatsregierung aus. Da die we-
sentlichen verfahrensleitenden Entscheidungen ohnehin berichtet werden, ist der Er-
kenntnisgewinn einer vierteljährlichen Immunitätsberichterstattung überschaubar. Der 
Immunitätsbericht stellt mehr eine Zusammenfassung dar, die über weite Strecken 
(auch nur) Verweisungen auf die bereits erfolgten Einzelberichte enthält. 

 

 

 

 


